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5.
16. X II. 20 
V II Z B  9/20

6.
17. X II. 20 
IX  Z B  4/18

7.
7 .1 .2 1  
III Z B  13/20

8 .
7 .1 .2 1
III Z R  127/19

a) Gem äß § 829 A bs. 1 Satz 1 Z P O  hat im Falle der P fän ­
dung einer G eldforderung das Gericht dem  D rittschuldner zu 
verbieten, an den Schuldner zu zahlen. D er A usspruch dieses 
A rrestatorium s ist für die W irksam keit der Forderungspfän­
dung konstitutiv. Fehlt es an einem solchen Ausspruch, ist die 
Forderungspfändung unwirksam .
b) Ein  A rrestatorium  ist, von dem in § 857 Abs. 2 Z P O  gere­
gelten Fall abgesehen, auch hinsichtlich solcher V erm ögens­
rechte auszusprechen, deren Z w angsvollstreckung sich nach 
§ 857 Z P O  richtct. G egenüber dem D rittschuldner ist ein den 
Besonderheiten des Pfändungsgegenstandes Rechnung tragen­
des Verbot auszusprechen, Erfüllungshandlungen gegenüber 
dem Schuldner vorzunehm en, die das P fändungspfandrecht
des Vollstreckungsgläubigers beeinträchtigen können..............  75

a) Ein als nicht eingetragener Verein organisierter Gebietsver­
band einer politischen Partei ist insolvcnzfähig.
b) Ein öffentlicher G läubiger hat jedenfalls dann kein rechtli­
ches Interesse an der Eröffnu n g eines Insolvenzverfahrens über 
das Verm ögen eines G ebietsverbands einer politischen Partei, 
wenn er der einzige G läubiger ist, die G efahr des A uflaufens 
w eiterer Forderungen des öffentlichen G läubigers nicht be­
steht und der Gebiets verband nicht wirtschaftlich tätig is t .....  84

D er Ausgleichsanspruch eines nach § 48 Satz 1 Beam tStG  in 
A nspruch genom menen Beam ten gegen einen nach § 48 Satz  2 
Beam tStG  gesam tschuldnerisch haftenden anderen Beam ten 
ist privatrechtlicher N atur. Für seine Geltendm achung ist der 
Zivilrechtsw eg eröffnet.........................................................................  105

a) W ird in einer W ildschadenssache vom  K läger beantragt, 
den Vorbescheid aufzuheben und den Schadensersatzan­
spruch des Beklagten abzuw eisen, ist der Schadensersatzan­
spruch selbst streitgegenständlich gew orden.
b) In einer W ildschadenssache ist nach bayerischem L an d es­
recht eine Zurückverw eisung der Sache an die V erw altungs­
behörde {§ 35 Satz 1 B Jagd G ) nicht vorgesehen. Auch wenn 
das bayerischem  Landesrecht unterliegende Vorverfahren an 
schw erwiegenden M ängeln leidet, hat das Gericht daher -  ge­
gebenenfalls nach Erhebung der erforderlichen Bew eise — in
der Sache selbst zu  entscheiden.......................................................... 115



9.
1 4 .1. 21 
III Z R  168/19

a) Bei der Beurteilung der N otw endigkeit von Vorkehrungen 
zur Verhinderung einer Selbstschädigung durch den B ew oh ­
ner eines Pflegeheim s ist maßgebend, ob im Einzelfall w egen 
der körperlichen oder geistigen Verfassung des Bew ohners 
aus der ex-ante-Sicht ernsthaft dam it gerechnet werden m u ss­
te, dass er sich ohne Sicherungsmaßnahm en selbst schädigen 
könnte. D abei m uss auch dem U m stand Rechnung getragen 
werden, dass bereits eine Gelahr, deren Verw irklichung nicht 
sehr w ahrscheinlich ist, aber zu besonders schweren Folgen  
führen kann, geeignet ist, Sicherungspflichten des H eim trä­
gers zu begründen.
b) Bei erkannter oder erkennbarer Selbstschädigungsgefahr
darf ein an D em enz erkrankter H eim bew ohner, bei dem 
unkontrollierte und unkalkulierbare H andlungen jederzeit 
m öglich erscheinen, nicht in einem -  zumal im O b erge­
schoss gelegenen -  W ohnraum mit unproblem atisch erreich­
baren und einfach zu öffnenden Fenstern untergebracht 
werden. O hne konkrete Anhaltspunkte für eine Selbstge­
fährdung besteht hingegen keine Pflicht zu besonderen (vor­
beugenden) Sicherungsm aßnalim en.................................................  122


